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Vorblatt 
Verordnung zur Festlegung der Nutzungsbestimmungen
 für die Bereitstellung von Geodaten des Bundes (GeoNutzV)
A. Problem und Ziel

Durch die Änderung des Geodatenzugangsgesetzes (GeoZG) stehen die Geodaten und Geodatendienste des Bundes, einschließlich der zugehörigen Metadaten, zukünftig grundsätzlich geldleistungsfrei für die kommerzielle und nicht kommerzielle Nutzung und Weiterverwendung zur Verfügung. Geldleistungsfreiheit für die bereitgestellten Geodaten und Geodatendienste bedeutet jedoch nicht, dass die Nutzung dieser Daten ohne jegliche Beschränkung zulässig ist. Die Gesetzesänderung schafft daher die Möglichkeit, für die Bundesebene die Nutzungsbestimmungen für die Nutzung und Weiterverwendung von Geodaten und Geodatendiensten einheitlich und verbindlich im Wege einer Rechtsverordnung festzulegen. 
B. Lösung
Erlass einer Verordnung zur Festlegung der Nutzungsbestimmungen für die Bereitstellung von Geodaten des Bundes (GeoNutzV).
C. Alternativen

Keine.
D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Es sind keine Mehrbelastungen für die öffentlichen Haushalte durch die Nutzungsverordnung zu erwarten. Im Übrigen entstehen durch die Nutzungsverordnung keine Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand.
E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
Es ist kein Erfüllungsaufwand aus Informationspflichten (Bürokratiekosten) zu erwarten. Die einheitlichen Nutzungsbestimmungen für alle Geodaten und Geodatendienste nach dem Geodatenzugangsgesetz entlasten die Nutzer, weil individuelle Nutzungsverträge mit den geodatenhaltenden Stellen des Bundes entbehrlich sind. Dadurch könnte der Wirtschaft eine Entlastung in Höhe von durchschnittlich 498.000 € entstehen. 
Im Übrigen wird der Wirtschaft durch die Nutzungsverordnung kein Erfüllungsaufwand entstehen.
E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung
Die Nutzungsverordnung begründet für Bund, Länder einschließlich Kommunen keinen Erfüllungsaufwand. 

Durch die Nutzungsverordnung werden die Nutzungsbestimmungen einheitlich und verbindlich geregelt. Die Nutzungsverordnung entbindet die einzelnen Behörden vom Abschluss individueller Nutzungsverträge und entlastet somit die Verwaltung. Der Verwaltung kann dadurch eine Entlastung in Höhe von 540.000 € entstehen. Im Übrigen entsteht der Verwaltung kein Erfüllungsaufwand.
F. Weitere Kosten
Der Wirtschaft und den sozialen Sicherungssystemen werden keine zusätzlichen Kosten entstehen. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
Verordnung zur Festlegung der Nutzungsbestimmungen für die Bereitstellung von Geodaten des Bundes (GeoNutzV)
Vom …

Auf Grund der §§ 11 Absatz 3 und 14 des Geodatenzugangsgesetzes in der Fassung vom 7. November 2012 (BGBl. I, Nr. 53, S. 2289) verordnet die Bundesregierung:

§ 1 Ziel und Anwendungsbereich
Diese Verordnung regelt die Voraussetzungen, unter denen Geodaten, Metadaten und Geodatendienste nach § 11 Absatz 2 GeoZG geldleistungsfrei für die kommerzielle und nicht kommerzielle Nutzung von den geodatenhaltenden Stellen nach § 2 Absatz 1 GeoZG zur Verfügung gestellt werden.

§ 2 Nutzung 
(1) Die Nutzung der bereitgestellten Geodaten, Metadaten und Geodatendienste wird für alle bekannten sowie für alle zukünftigen Zwecke gestattet.

(2) Die bereitgestellten Geodaten und Metadaten dürfen insbesondere 
1. vervielfältigt, ausgedruckt, präsentiert, verändert, bearbeitet sowie an Dritte übermittelt werden;
2. mit eigenen Daten und Daten Anderer zusammengeführt und zu selbständigen neuen Datensätzen verbunden werden;

3. in interne und externe Geschäftsprozesse, Produkte und Anwendungen in öffentlichen und nicht öffentlichen elektronischen Netzwerken eingebunden werden.

(3) Die bereitgestellten Geodatendienste dürfen insbesondere
1. mit eigenen Diensten und Diensten Anderer zusammengeführt werden;

2. in interne und externe Geschäftsprozesse, Produkte und Anwendungen in öffentlichen und nicht öffentlichen elektronischen Netzwerken eingebunden werden.

§ 3 Quellenvermerke
Die Nutzer haben sicherzustellen, dass 

1. alle den Geodaten, Metadaten und Geodatendiensten beigegebenen Quellenvermerke und sonstigen rechtlichen Hinweise erkennbar und in optischem Zusammenhang eingebunden werden;

2. Veränderungen, Bearbeitungen, neue Gestaltungen oder sonstige Abwandlungen mit einem Veränderungshinweis im beigegebenen Quellenvermerk versehen werden oder, sofern die geodatenhaltende Stelle dies verlangt, der beigegebene Quellenvermerk gelöscht wird.
§ 4 Haftungsbeschränkung
(1) Für die Verletzung allgemeiner Sorgfaltspflichten wird keine Haftung übernommen. Insbesondere ist eine Haftung für die Kompatibilität der zur Verfügung gestellten Geodaten, Metadaten und Geodatendienste mit den Systemen des Nutzers, die inhaltliche Richtigkeit, eine bestimmte Datenqualität oder die dauerhafte Bereitstellung ausgeschlossen. Davon ausgenommen sind Schadensersatzansprüche auf Grund einer Verletzung des Lebens, des Körpers und der Gesundheit. Ebenfalls ausgenommen ist die Haftung für Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung beruhen.

(2) Eine über gesetzliche Schadensersatzansprüche hinausgehende Haftung ist ausgeschlossen.
§ 5 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Begründung

A. Allgemeiner Teil 
I. Inhalt

Durch die Änderung des Geodatenzugangsgesetzes (GeoZG) stehen die Geodaten und Geodatendienste des Bundes, einschließlich der zugehörigen Metadaten, zukünftig grundsätzlich geldleistungsfrei für die kommerzielle und nicht kommerzielle Nutzung und Weiterverwendung zur Verfügung. Geldleistungsfreiheit für die bereitgestellten Geodaten und Geodatendienste bedeutet jedoch nicht, dass die Nutzung dieser Daten ohne jegliche Beschränkung zulässig ist. Die Festlegung von Nutzungsbestimmungen empfiehlt sich aus Gründen der Rechtssicherheit für die geodatenhaltenden Stellen und die Datennutzer. Die Gesetzesänderung schafft daher die Möglichkeit, für die Bundesebene die Nutzungsbestimmungen für die Nutzung und Weiterverwendung von Geodaten und Geodatendiensten einheitlich und verbindlich im Wege einer Rechtsverordnung festzulegen. 
Bei der Erarbeitung der Rechtsverordnung für die Nutzungsbestimmungen wurden bereits bestehende Lizenz- und Nutzungsbestimmungen anderer Stellen hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit geprüft. Da die Nutzungsbestimmungen unter dem Aspekt von Open Data im Rahmen von Open Government entwickelt wurden, bildeten insbesondere die Ergebnisse der Studie "Open Government Data Deutschland", die das Bundesministerium des Innern in Auftrag gegeben hat, den Ausgangspunkt für die Erarbeitung der Verordnung. Die Studie gibt Empfehlungen für das weitere Vorgehen, insbesondere zu rechtlichen, technischen und organisatorischen Fragen rund um die Offenlegung von Datenbeständen der öffentlichen Verwaltung. Die im Internet gebräuchlichen Lizenzen von „Creative Common“, des „Ordnance Survey“ oder auch von „Open Street Map“ wurden ebenso bei der Erarbeitung der Regelungen hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit geprüft wie die bestehenden Lizenzmodelle der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Länder (AdV) oder diejenigen der GIW-Kommission. 
Letztendlich bildet jedoch keine der bestehenden Varianten die Anforderungen des Geodatenzugangsgesetzes vollständig ab. Ausschlaggebend hierfür ist die im Wesentlichen privatrechtliche Ausrichtung der geprüften Lizenzmodelle.  

Die Bundesregierung hat sich daher entschlossen, eine den Erwartungen an Open Government entsprechende Regelung im Rahmen einer „Nutzungsbestimmung für die Bereitstellung von Geodaten des Bundes“ zu entwickeln und als Rechtsverordnung zu kodifizieren. Hierbei wurde darauf Wert gelegt, dass die Formulierungen der Verordnung einfach und verständlich sind. Da es sich um eine einseitige Widmung (Rechtsverordnung mit einseitig festgelegten Nutzungsbestimmungen) handelt, welche hoheitlich festgelegt wird und dem öffentlichen Recht unterliegt, kann die gegenseitige Anerkennung der Bedingungen entfallen. Die allgemein gültige Nutzungsverordnung stellt auch die Gleichbehandlung bei kommerzieller und nicht kommerzieller Nutzung der Geodaten des Bundes sicher. Die Nutzungsverordnung dient dem Abbau von Bürokratie und schafft hinsichtlich der Weiterverwendung der Geodaten und Geodatendienste des Bundes Rechtssicherheit.
II. Gesetzesfolgen
1. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
Es entstehen keine Mehrbelastungen für die öffentlichen Haushalte. Im Übrigen entstehen durch die Nutzungsverordnung keine Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand.
2. Erfüllungsaufwand
Für Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und Verwaltung entsteht kein Erfüllungsaufwand. Die einheitlichen Nutzungsbestimmungen dienen zudem dem Bürokratieabbau, weil individuelle Nutzungsverträge zukünftig entbehrlich sind.

Die hieraus resultierenden Einsparungen lassen sich wegen fehlender Datengrundlagen nicht verlässlich quantifizieren. Eine (nicht repräsentative) Umfrage bei 3 geodatenhaltenden Stellen des Bundes mit unterschiedlichen Aufgabenschwerpunkten hat ergeben, dass jede dieser geodatenhaltenden Stellen im Durchschnitt ca. 300 Datenabgaben pro Jahr durchführt. Zu den einzelnen Arbeitsschritten bei einer Datenabgabe zählen Schriftwechsel und Nachfragen, die gegenseitige Vereinbarung (Lizenzierung) bzw. die Zusendung von individuellen Nutzungsbestimmungen sowie ggf. eine Rechnungserstellung. Die Bearbeitungszeiten tendieren je nach Ausprägung und Aufwand zwischen einer bis vier Stunden pro Datenabgabe. 

Wie viele Stellen innerhalb der Bundesverwaltung Geodaten halten, ist nicht bekannt. Ausweislich des INSPIRE-Monitorings sowie der nationalen Geodatenbasis können derzeit ca. 25 geodatenhaltende Stellen des Bundes identifiziert werden; abhängig vom jeweiligen Meldeverfahren zum Monitoring sind hier jedoch ggf. ganze Geschäftsbereiche zusammengefasst. Geht man davon aus, dass diese Stellen ebenfalls Datenabgaben im o.g. Umfang (300 Datenabgaben pro Jahr) mit einer durchschnittlichen Bearbeitungszeit von zwei Stunden pro Datenabgabe und einem durchschnittlichen Lohnsatz von 36 € pro Stunde (s. Lohnkostentabelle Verwaltung, es wird davon ausgegangen, dass für die Bewältigung der o. g. einzelnen Arbeitsschritte alle Hierarchieebenen einbezogen werden) durchführen, so ergibt sich für die Verwaltung ein durchschnittliches Einsparpotenzial in Höhe von 540.000 € pro Jahr (25 x 300 x 2 h x 36 € = 540.000 €).
Eine ähnliche Entlastung kann für die Wirtschaft, insb. für den Mittelstand, erwartet werden, da auch hier individuelle Vereinbarungen entfallen werden. Unter der Annahme, dass die 7500 Nutzer (300 Fälle pro Jahr bei 25 geodatenhaltenden Stellen) aus unterschiedlichen Wirtschaftsabschnitten kommen und alle Qualifikationsniveaus für die Bewältigung der Arbeiten erreicht werden, wurde aus der Lohnkostentabelle für die Wirtschaft der Durchschnitt der Gesamtwirtschaft zugrunde gelegt. Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass bei der Wirtschaft ähnliche Arbeitsschritte erforderlich sind, wie sie bei der Verwaltung angegeben wurden. Dazu zählt also der Schriftwechsel zwischen den geodatenhaltenden Stellen, die Beantwortung von Nachfragen, die gegenseitige Vereinbarung (Lizenzierung) sowie ggf. die Begleichung von Rechnungen. Auch hier ist davon auszugehen, dass die Bearbeitung zwischen einer bis vier Stunden in Anspruch nehmen kann. Der Wirtschaft wäre somit ein durchschnittliches Einsparpotential in Höhe von 498.000 € pro Jahr möglich (25 x 300 x 2 h x 33,20 € = 498.000 €).
Sofern das mit der Änderung des GeoZG sowie dieser Verordnung angestrebte Ziel einer intensiveren Nutzung von Geodaten der Bundesverwaltung erreicht wird, verstärkt dies naturgemäß das Einsparpotenzial. 

3. Weitere Kosten
Es entstehen keine Kosten für die sozialen Sicherungssysteme und keine sonstigen Kosten für die Wirtschaft. Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau und insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten.
III. Gleichstellungsspezifische Auswirkungen

Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass Frauen und Männer durch das Rechtsetzungsvorhaben unterschiedlich betroffen sein könnten. 

IV. Nachhaltigkeit
Das Rechtsetzungsvorhaben steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zu Open Government und Open Data.
V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union

Die  Erfüllung der Pflichten, die sich aus der Richtlinie 2007/2/EG vom 14. März 2007 ergeben, ist gewährleistet.
B. Besonderer Teil

Zu § 1 
Die Nutzungsbestimmungen gelten, wenn Geodaten, Geodatendienste und Metadaten nach § 11 Absatz 2 GeoZG geldleistungsfrei zur Verfügung gestellt werden. Sie schaffen Rechtssicherheit sowohl für die geodatenhaltende Stelle als auch für den Nutzer der Daten. 
Die im Rahmen der Nutzungsbestimmungen eingeräumten Rechte und Bedingungen für die Weiterverwendung sind abschließend, so dass ergänzende individuelle Absprachen bzw. Lizenzierungen über grundlegende Rechte und Bedingungen nicht erforderlich und somit entbehrlich sind. Dies dient insbesondere auch dem Abbau von Bürokratie. Das Ziel des Gesetzgebers im Rahmen der Änderung des Geodatenzugangsgesetzes wird erreicht, wenn Geodaten und Geodatendienste einschließlich zugehöriger Metadaten geldleistungsfrei und auf der Grundlage dieser Verordnung zur Verfügung gestellt werden. Es bleibt den geodatenhaltenden Stellen unbenommen, für die geldleistungsfreie Bereitstellung von Geodaten, Geodatendiensten und Metadaten nach §11 Absatz 2 GeoZG sowie für Geodaten, Geodatendienste und Metadaten, die nicht unter die Regelungen des GeoZG fallen, individuelle Lizenzregelungen zu vereinbaren; sofern die Geodaten, Geodatendienste und Metadaten dem GeoZG unterfallen, dürfen diese individuellen Lizenzregelungen die Nutzungsbestimmungen nach der vorliegenden Verordnung jedoch nicht einschränken. 
Die Nutzungsbestimmungen definieren die Einräumung von Rechten und die Auferlegung von Bedingungen. Die Regelungen der Verordnung gelten für die kommerzielle und nicht kommerzielle Nutzung der Geodaten, Geodatendienste und Metadaten. Dies entspricht der Open-Data-Philosophie, die idealtypisch von einheitlichen Nutzungsbestimmungen sowohl für die kommerzielle als auch für die nicht kommerzielle Nutzung ausgeht. Dabei wird davon ausgegangen, dass ein besonderer Nutzen offener Verwaltungsdaten in der Möglichkeit der geldleistungsfreien Nutzung auch zu kommerziellen Zwecken liegt. In diesem Zusammenhang wurde in der Open Data Studie der Begriff des „kostengünstigen Scheiterns“ eingeführt: Neue Geschäftsmodelle, Anwendungen und Innovationen werden entstehen, sofern der Zugriff auf die Daten kostenlos und ohne einschränkende Regelungen realisiert wird, da sich das Risiko des Unternehmens hierdurch deutlich verringert.

Zu § 2 
Zu Absatz 1

§ 2 Absatz 1 legt fest, dass die Nutzung für alle bekannten und zukünftigen Zwecke eingeräumt wird. Hiermit wird gewährleistet, dass auch zukünftige Nutzungszwecke, die heute noch unbekannt sind oder nicht realisierbar erscheinen, unter die Regelungen der Nutzungsverordnung fallen und gestattet sind. Eine Anpassung der Rechtsverordnung vor dem Hintergrund zukünftigen technischen Fortschritts ist somit nicht erforderlich. Ferner betont diese Regelung, dass die Verwaltung für die nachhaltige Einräumung dieser Rechte einsteht und damit de facto die Weiterverwendung ihrer Daten unterstützt und fördert. Eine allgemein gültige Festlegung von Nutzungsbestimmungen erzeugt ein großes Maß an Rechtssicherheit sowohl für potenzielle Nutzer als auch für die geodatenhaltende Stelle, die ihre Daten bereitstellt.
Zu Absatz 2 und 3

Obwohl § 2 Absatz 1 die Nutzung für alle Nutzungszwecke ohnedies allgemein einräumt, erscheint es dem Verordnungsgeber sinnvoll, beispielhaft in einer „Positivliste“ die gängigen Nutzungszwecke aufzuführen. Dies führt zu einem verbesserten Verständnis bei den Nutzern und entlastet die geodatenhaltenden Stellen von Rückfragen. § 2 Absatz 2 und 3 zählen daher die derzeit bekannten und gebräuchlichen Nutzungszwecke von Geodaten, Metadaten und Geodatendiensten auf. 
Zu § 3 
Es liegt in der Regel im Interesse der geodatenhaltenden Stelle, dass bei einer Nutzung und insbesondere bei einer Weiterverwendung ihrer Geodaten und Geodatendienste der Ursprung der Daten deutlich wird. Grundsätzlich ergibt sich zwar eine Rückbeziehbarkeit auf die ursprünglichen Geodaten aus den Angaben in den beigegebenen Metadaten. Bei der Breite der Zielgruppen ist jedoch nicht unbedingt davon auszugehen, dass jeder Nutzer, insbesondere der Nutzer von aus den Geodaten abgeleiteten sekundären Produkten, diese Informationsquelle bei der Anwendung der Daten oder bei deren erneuter Weiterverarbeitung nach § 2 beachtet. Die Nutzung der Geodaten wird daher unter der Maßgabe eingeräumt, dass beigegebene Quellenvermerke erkennbar und in optischem Zusammenhang eingebunden werden. Der Inhalt des Quellenvermerks wird dabei vom ursprünglichen Rechteinhaber vorgegeben, darf vom Nutzer nicht verändert, ggf. lediglich inhaltlich ergänzt werden und muss bei jeder Art der Nutzung deutlich gemacht werden.
Verzichtet die geodatenhaltende Stelle als Rechteinhaberin hingegen darauf, einen Quellenvermerk beizufügen, so darf der Nutzer per Quellenvermerk keine Verbindung zu dem ursprünglichen Datensatz und somit zur geodatenhaltenden Stelle als deren Originator herstellen. Dies kann in Fällen sinnvoll sein, in denen die geodatenhaltende Stelle die Geodaten stets in einem bestimmten Kontext (beispielsweise mit Warnhinweisen versehen) anbietet, der bei einer Weiterverwendung der Geodaten möglicherweise verloren gehen könnte. Der Verweis auf die ursprüngliche Datenquelle könnte dann insbesondere nach einer Veränderung der Daten durch den Nutzer dahingehend missverstanden werden, dass die weiterverwendeten Geodaten „amtlichen Charakter“ haben. 

Der Ausschluss der Namensnennung ist allerdings nachteilig für Bereiche, in denen die Herkunft der Daten von wesentlicher Bedeutung ist. Bestimmte Nutzergruppen in Wirtschaft und Wissenschaft fordern die Anzeige der Herkunft von Daten, um die Grundlage eines auf den Daten aufsetzenden Produkts deutlich zu machen oder die wissenschaftlichen Ergebnisse angemessen einordnen zu können. 
Falls der Nutzer die bereitgestellten Daten verändert hat, ist, sofern die geodatenhaltende Stelle nichts anderes festlegt, ein entsprechender Veränderungshinweis in den beigegebenen Quellenvermerk aufzunehmen. So lassen sich auch in komplexen Prozessketten die jeweiligen Abwandlungen an den Geodaten und Geodatendiensten nachvollziehen. Die geodatenhaltende Stelle kann jedoch nach Nr. 2 entscheiden, ob bei einer Weiterverwendung der Daten der Bezug zur Datenquelle vollständig aufgelöst und der von ihr beigegebene Quellenvermerk gelöscht wird. So kann die geodatenhaltende Stelle sicherstellen, dass Produkte, die aus ihren Daten abgeleitet werden, nicht mit ihr in Verbindung gebracht werden.
Zu § 4 
Zu Absatz 1

Für die Kompatibilität der zur Verfügung gestellten Geodaten, Metadaten und Geodatendienste mit den Systemen des Nutzers übernimmt die geodatenhaltende Stelle keine Haftung. Potenzielle Nutzer können sich jedoch an den für die einzelnen Geodatenthemen im Rahmen der INSPIRE-Richtlinie 2007/2/EG erlassenen Durchführungsbestimmungen
 orientieren, die bestimmte Interoperabilitätskriterien rechtlich bindend festlegen. 
Auch für die Verletzung allgemeiner Sorgfaltspflichten, die inhaltliche Richtigkeit der Geodaten und Geodatendienste sowie eine bestimmte Datenqualität haftet die geodatenhaltende Stelle nicht. 

Gleiches gilt für die Dauer der Bereitstellung von Geodaten und Geodatendiensten. Die geodatenhaltende Stelle – in der Regel eine Behörde – handelt vor dem Hintergrund eines gesetzlichen Auftrags oder einer auf einer rechtlichen Ermächtigung aufsetzenden Organisationsverfügung. Eine Änderung oder gar Aufhebung des gesetzlichen Auftrags bzw. der Organisationsverfügung kann dazu führen, dass die geodatenhaltende Stelle die bisher von ihr erhobenen oder geführten Geodaten nicht mehr führt oder Geodatendienste nicht mehr bereitstellt. Diese in der Praxis eher als gering einzuschätzende Unsicherheit müssen die Nutzer hinnehmen. Die geldleistungsfreie Bereitstellung der Geodaten und Geodatendienste wiegt die Unsicherheit langfristiger Verfügbarkeit mehr als auf. 

Sofern die körperliche Integrität oder weitere Rechtsgüter verletzt werden, schränkt Absatz 1 Satz 3 den Haftungsausschluss ein. Bei Schaden an Leib und Leben können Schadensersatzansprüche geltend gemacht werden. Dabei ist es unerheblich, ob der Schaden aus einer leichten Fahrlässigkeit, groben Fahrlässigkeit oder durch Vorsatz eingetreten ist. Sofern ein Schaden bei anderen Rechtsgütern eintritt, kann eine Haftung nur für Schäden übernommen werden, die auf Grund einer groben Fahrlässigkeit oder Vorsatz eingetreten sind. Diese Formulierungen entsprechen fest gefügten staatshaftungsrechtlichen Kategorisierungen, die die Rechtsprechung hinreichend konkretisiert hat. Der Haftungsausschluss ist auch von der gesetzlichen Verordnungsermächtigung nach § 14 Nr. 2 GeoZG gedeckt. 
Zu Absatz 2
Diese Regelung schließt eine über gesetzliche Haftungsansprüche hinausgehende Haftung aus. Im Normalfall ist nicht mit Schadensersatzansprüchen zu rechnen, die über gesetzliche Anspruchsgrundlagen hinausgehen. Da der Geodatennutzer eine gesetzlich garantierte Leistung in Anspruch nimmt, entstehen über gesetzliche Ansprüche hinaus keine privatrechtlichen Verpflichtungen der geodatenhaltenden Stelle gegenüber dem Nutzer. Das stellt die Regelung klar.
� VERORDNUNG (EG) Nr. 1205/2008 DER KOMMISSION vom 3. Dezember 2008 zur Durchführung der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Metadaten (ABl. L 326 vom 4.12.2008, S. 12, L 328 vom 15.12.2009, S. 83); VERORDNUNG (EG) Nr. 1089/2010 DER KOMMISSION vom 23. November 2010 zur Durchführung der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Interoperabilität von Geodatensätzen und –diensten (ABl. L 323 vom 8.12.2010, S. 11, L 31 vom 5.2.2011, S. 13); VERORDNUNG (EG) Nr. 976/2009 DER KOMMISSION vom 19. Oktober 2009 zur Durchführung der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Netzdienste (ABl. L 274 vom 20.10.2009, S. 9, L 323 vom 8.12.2010, S. 1); VERORDNUNG (EU) Nr. 268/2010 DER KOMMISSION vom 29. März 2010 zur Durchführung der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf den Zugang der Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft zu Geodatensätzen und -diensten der Mitgliedstaaten nach harmonisierten Bedingungen (ABl. L 83 vom 30.3.2010, S. 8); ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION  vom 5. Juni 2009 zur Durchführung der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Überwachung und Berichterstattung (ABl. L 148 vom 11.6.2009, S. 18)
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